
Hilfe für den Nachbarn

Baumarkt spendet 
für Bedürftige 
Für Menschen, die durch eine Krankheit,
einen Unfall oder einen Schicksalsschlag in
eine Notlage geraten sind, hat der Bau-
markt Obi anlässlich der Neueröffnung sei-
ner Filiale am Westbahnhof 5000 Euro ge-
spendet. „Traditionell engagiert sich das
Unternehmen bei einem solchen Anlass fi-
nanziell für einen guten Zweck“, erklärt der
Obi-Vertriebsleiter Süd, Albert Ernst.
Kürzlich überreichte er im Baumarkt Sybil-
le Neth, der Geschäftsführerin von „Hilfe
für den Nachbarn“ e.V., den symbolischen
Scheck. Die Gesamtsumme wurde dieses
Mal nicht wie sonst bei Obi üblich unter 
mehreren Hilfsaktionen aufgeteilt, son-
dern ging in voller Höhe an die Spendenak-
tion der Stuttgarter Zeitung.

Die Aktion „Hilfe für den Nachbarn“
gibt es seit mehr als 40 Jahren. Allein in der
zurückliegenden Weihnachtszeit spende-
ten die StZ-Leser 1,4 Millionen Euro. StZ

Obi-Vertriebsleiter Albert Ernst überreicht 
die Spende an Sybille Neth von „Hilfe für
den Nachbarn“. Foto: Lichtgut/Max Kovalenko

Die Region verlangt mehr Geld vom Bund 

Z
umindest im Grundsatz sind sich die
Fraktionen im regionalen Verkehrs-
ausschuss einig gewesen. Im Ent-

wurf des Bundesverkehrswegeplans seien
zwar die meisten wichtigen Neubauprojek-
te enthalten, aber eben nicht alle. Einstim-
mig votierten sie deshalb für weitere Pro-
jekte, die der Bund rasch bauen soll: ein
drittes Gleis für die Gäu- und für die Rems-
bahn, die zweigleisige Wendlinger Kurve
und einige Umgehungsstraßen.

Zwei Streitpunkte prägten aber die De-
batte: der Nordostring und die Filderauf-
fahrt. Eine Mehrheit aus CDU, Freien Wäh-
lern, FDP und Innovative Politik sprach
sich für die beiden Straßenbauprojekte aus.
Grüne, SPD und Linke votierten dagegen. 

Unisono stimmten die Regionalräte
aber in das Klagelied des regionalen Pla-
nungsdirektors Thomas Kiwitt ein. Die Re-
gion Stuttgart sei vom Bund „nur unterpro-
portional“ berücksichtigt worden. „Die
Einwohnerzahl und die Wirtschaftskraft
unseres Ballungsraum wachsen, aber die

Infrastruktur wächst nicht im gleichen Ma-
ße mit“, bilanzierte Kiwitt. 

Was mit dem zusätzlichen Geld zu ma-
chen wäre, das ist freilich umstritten: Eine
Mehrheit aus CDU, Freien Wählern und 
FDP will, dass der Nordostring als Verbin-
dung von B 14 zur B 29 und der A-81-Aus-
bau zwischen Ludwigsburg-Nord und
Stuttgart-Zuffenhausen in den vordringli-
chen Bedarf hochgestuft wird, was die 
Chancen auf eine Realisierung bis 2030 er-
höht. Zudem soll die Filderauffahrt von der
B 10 im Neckartal zur A 8 in den Bundesver-
kehrswegeplan aufgenommen werden.

Mit großer Mehrheit votierte der Aus-
schuss für Nachbesserungen an anderer
Stelle. So drohe im Osten der Region eine
„verkehrlich äußerst ungünstige Situa-
tion“, wenn die B-10-Abschnitte zwischen
Gingen/Ost und Geislingen-Mitte sowie
bei Ursprung und Amstetten früher fertig
gebaut würden als der eigentliche Bypass
für Geislingen. Dieser B-10-Abschnitt von
Geislingen-Mitte bis Geislingen-Ost soll

auf Antrag der SPD-Fraktion in den vor-
dringlichen Bedarf höher gestuft werden.

Zudem will die Region, dass die Umfah-
rungen von Rechberghausen, Albershau-
sen und Nürtingen-Reudern nochmals
vom Bund bewertet werden. Die von der
Region ermittelten hohen 
Nutzen-Kosten-Verhältnisse
würden eine Aufnahme in den
Verkehrswegeplan nahe le-
gen, sagte Kiwitt. Mit diesem 
Argument befürwortete er
auch, dass der Nordostring
vom weiteren in den vordring-
lichen Bedarf kommt. „Die gi-
gantische Dimension des Nut-
zen-Kosten-Verhältnisses
von über zehn rechtfertigt dies“, sagte er.

Daran entzündete sich eine vehement
geführt Debatte. Obwohl gegenüber frühe-
ren Bewertungen weniger Autos auf dem
Nordostring fahren sollen und die Baukos-
ten sich auf mehr als 200 Millionen Euro
erhöhen würden, steige das Nutzen-Kos-
ten-Verhältnis, monierte SPD-Regionalrat 
Harald Raß. Auch die Grüne Eva Mann-
hardt vermutete, dass der Bund falsche
Zahlen benutze, und bemängelte, dass die
Regionalverwaltung keine Klarheit schaffe.

Dagegen betonten Regionalräte von
CDU, Freien Wählern und FDP, dass der
Nordostring die Stuttgarter Innenstadt
entlasten könne und so helfe, Staus und 
Umweltbelastungen zu verhindern. „Wer
in der Region unterwegs ist, muss zu oft

durch Stuttgart fahren“, sagte
Bernhard Maier (Freie Wäh-
ler). Tangentialstrecken wie
der Nordostring seien deshalb
von regionalem Interesse.
Auch Rainer Ganske (CDU)
attestierte dem Nordostring
eine Entlastungsfunktion.

Aber auch beim Schienen-
verkehr will die Region – dies-
mal mit Unterstützung aus al-

len Fraktionen – einen Zuschlag: So sollen 
die Strecken zwischen Stuttgart-Rohr und 
Herrenberg sowie zwischen Waiblingen
und Schorndorf dreigleisig ausgebaut wer-
den. Man benötige den Ausbau dieser
Mischverkehrsstrecken für einen besseren 
S-Bahnbetrieb. Auf Antrag der Freien Wäh-
ler soll die zweigleisige Wendlinger Kurve,
die die Schienen im Neckartal an die S-21-
Trasse Stuttgart-Ulm auch für Regionalzü-
ge und S-Bahnen anschließt, in den vor-
dringlichen Bedarf aufgenommen werden.

Sitzung Die Fronten im Streit über den Nordostring sind festgezurrt. 
Einig ist man beim Ausbau der Schiene. Von Thomas Durchdenwald

F = Feuerbestattungen Krematorium, Obergeschoss; 
FK = Feuerbestattungen Kapelle oder Feierhalle, Erd-
geschoss; UFK = Urnentrauerfeier Kapelle.
Alter Friedhof Vaihingen: Wilhelm Cifer, 69 J., 
13 Uhr. Hauptfriedhof: Humayun Jaghori, 55 J., 
11 Uhr. Hans Walter Seifert, 80 J., Mühlhausen, 13 
Uhr (UFK). Friedhof Hedelfingen: Lore Machlet, 
86 J., 13 Uhr (Alte ev. Kirche). Steigfriedhof: Walter 
Müller, 84 J., 13 Uhr. Francois Beling, 86 J., 14 Uhr 
(FK). Friedhof Gablenberg: Brigitte Heinickel, 62 J., 
13 Uhr. Neuer Friedhof Weilimdorf: Dr. Dieter Be-
necke, 76 J., Dublin, 14 Uhr (UFK). Pragfriedhof: 
Emma Wagner, 76 J., 9 Uhr (F). Aleksandra Keller, 
geb. Turlygina, 69 J., 13 Uhr. Feierhalle Bestat-

tungshauses Ramsaier, Katzenbachstraße 58: 
Franz Leo Grigsdat, 77 J., Filderstadt, 15 Uhr (FK). 

Bestattungen

D
ass Polizeibeamte öfter mal ange-
schwärzt und angezeigt werden,
weil sie sich angeblich falsch ver-

halten haben: „Das ist nicht ungewöhnlich,
dass wir Kollegen des Innenstadt-Reviers
überprüfen müssen“, sagt ein Kripomann
des Dezernats Amtsdelikte. Ist auch kein
Wunder, mitten in der City, die nachts mit
schwierigem Klientel intern als „milieu-
spezifischer Ort“ bezeichnet wird. Der Fall
eines 36-jährigen Polizeihauptmeisters 
und einer 31-jährigen Polizeiobermeiste-
rin, die sich seit Mittwoch vor dem Stutt-
garter Amtsgericht verantworten müssen,
ist es aber doch. Der Staatsanwalt listet auf:
gefährliche Körperverletzung, Freiheitsbe-
raubung, Verfolgung Unschuldiger.

Den Beamten könnte ihr Umgang mit
einem 23-Jährigen zum Verhängnis wer-
den. Ein stiller Typ, der immer wieder mal
Probleme mit der Polizei bekommt, weil er
gerne laute Musik im Auto hört, an Silves-
ter Böller aus der Hand verschießt – und
dann davonrennt, aus Angst, „verschlagen 
zu werden“, wie er es formuliert. 

Ein solcher Fluchtgedanke kommt ihm
auch am 6. Juli 2015, als er um 23.15 Uhr
mit Freunden in der Friedrichstraße in der
Innenstadt unterwegs ist und eine Abkür-
zung über eine Baustelle nimmt. Als er am 
anderen Ende gerade über den Zaun zu-
rück auf die Straße klettern will, nähert sich
eine Streife dem Ort. Und das Unglück 
nimmt seinen Lauf. Der 23-Jährige rennt
davon. Am Ende hat er eine Nasenbeinfrak-
tur, Schädelprellung und Risswunde an der
Stirn, ist drei Wochen krankgeschrieben. 

Entscheidend ist das, was sich im Vor-
raum einer Tiefgarage an der Kronenstraße
abspielte. Der 23-Jährige sagt, dass er dort
von einem Wachmann aufgehalten worden
sei und dann von dem männlichen Polizis-
ten ohne Grund ins Gesicht geschlagen 
worden sei. Der 36-jährige Beamte und sei-
ne 31-jährige Streifenpartnerin erklären
vor Gericht jedoch übereinstimmend, dass
der Flüchtige sich mit Fäusten gewehrt ha-
be. Der Schlag ins Gesicht sei nötig gewe-
sen, „um weitere Angriffe zu verhindern“.
Der Wächter vom Parkhaus habe im übri-
gen „gar nicht ins Geschehen eingegriffen“.

Freilich: Monate später bekommt die
Kripo, die gegen schwarze Schafe in den
eigenen Reihen ermittelt, den Hinweis auf
den Parkhauswächter. Der hatte sich nie 
gemeldet, war von den Beamten auch nie
als Zeuge geführt worden. Der Wachmann
sagt: Er habe den 23-Jährigen auf Zuruf der
Polizei festgehalten. „Es war keine Gefahr 
im Verzug, keine Bedrohung mehr“, sagt er
als Zeuge vor Gericht. Dann sei an ihm vor-
bei ein Faustschlag gegen den Kopf des jun-
ge Mannes erfolgt – und danach hätten die
beiden Beamten ihn am Boden malträtiert.
Er habe den Ort verlassen, „erschrocken“. 
Aber die Polizei war ja da, die regelt das
schon. Der Prozess wird fortgesetzt.

Gericht Zwei Beamte sollen sich 
mehrfach wie Rowdys verhalten 
haben. Von Wolf-Dieter Obst

Wachmann 

bestätigt 

Polizeigewalt

„Wer in der
Region unterwegs 
ist, muss zu oft 
durch Stuttgart 
fahren.“
Bernhard Maier, Regionalrat 
der Freien Wähler 

Keine Grundschul-Fusion in Degerloch

I
n Degerloch wird es keine große
Grundschule geben. Mit großer Mehr-
heit hat der Verwaltungsausschuss am

Mittwoch den Vorschlag der Stadtverwal-
tung für eine Zusammenlegung der Alb-
und der Filderschule abgelehnt. Nur die 
Grünen stellten sich hinter diesen Plan von
Schulbürgermeisterin Susanne Eisenmann
(CDU). Für die ebenfalls zur Entscheidung 
stehende Zusammenlegung zweier Grund-
schulen in Mühlhausen stimmte das Gre-
mium hingegen einstimmig – wie zuvor 
auch der Bezirksbeirat.

Begleitet wurde die Sitzung des Verwal-
tungsausschusses von zahlreichen Eltern
in gelben Warnwesten, die ihre Ablehnung
einer Schulfusion in Degerloch durch Sze-
nenapplaus deutlich machten. Auch der
Bezirksbeirat Degerloch hatte sich tags zu-
vor einstimmig gegen die Zusammenle-
gung dieser Grundschulen ausgesprochen. 

Zu Beginn machte Schulbürgermeiste-
rin Eisenmann im Verwaltungsausschuss
deutlich, weshalb eine Fusion sinnvoll sei:
Das Wilhelms-Gymnasium mit seinem G9-
Zug und die Fritz-Leonhardt-Realschule
mit ihrem bilingualen Angebot seien stark
gefragt, aber wegen des Raumangebots be-
grenzt. „Wir brauchen dort eine Alternati-
ve“, so Eisenmann. Dort, das hieße in den
Räumen der benachbarten Albschule.
Doch die Argumente der Bürgermeisterin, 
dass die Filderschule drinnen und draußen
bei weitem mehr Fläche biete als vorge-
schrieben, eine sechszügige Grundschule
doch bessere pädagogische Angebote ma-
chen könne als eine kleine und 30 Minuten
Schulweg doch zumutbar sei, zündeten bei
der Mehrheit der Fraktionen nicht. 

So räumte ihr Parteifreund Fred-Jürgen
Stradinger zwar ein, die Raumengpässe bei
den weiterführenden Schulen seien „hoch-
akut“ und man müsse die Sache auch wirt-
schaftlich betrachten. Man müsse „aber
auch die Eltern mitnehmen“. Und, im Blick
auf die Zunahme der Elterntaxis: „Ich bin
ein klarer Gegner von zunehmendem Auto-
verkehr – wir sehen die Zukunft nicht in

einem eng zugepferchten Degerloch.“
Letztlich, so Stradinger, „können wir aus
pädagogischen Gründen nicht zustim-
men“. Man könne doch über Container als
Zwischenlösung nachdenken.

Eisenmann konterte, das Land fördere
keine Neubauten, wenn Schulräume leer 
stünden – wie durch den Wegfall der 
Hauptschüler an der Filderschule. Hinzu 
komme, dass die private Waldschule eine
Grundschule eröffnen wolle. Deren Leiter
Kai Buschmann bestätigte auf Anfrage:
„Wir würden gern im September 2017 da-
mit starten.“ Geplant sei eine zweizügige,

inklusive Grundschule mit 160 Kindern im
Endausbau. „Die werden sicher nicht alle
aus Degerloch kommen“, so Buschmann. 

Marita Gröger (SPD) sagte, für Ganz-
tagskinder sei die Filderschule räumlich 
„nicht sehr üppig“. Sie bat um mehr Vorlauf
bei den Beratungen und um einen zeitna-
hen Vorschlag für die weiterführenden
Schulen. Rose von Stein (Freie Wähler) sag-
te selbstkritisch: „Wenn Eltern entspre-
chend auftreten, dann machen wir alles.“
Darauf Eisenmann zu den Fraktionen: „Sie
schaffen Präzedenzfälle und zusätzlichen 
Finanzbedarf.“ Ihrer Aussage, dass Deger-
loch und Mühlhausen vergleichbar seien,
widersprachen Stradinger und Gröger: In 
Mühlhausen hätten Bezirksbeirat und
Schulkonferenz einstimmig dafür votiert,
in Degerloch wurde der Plan abgelehnt.

Entscheidung Der Verwaltungsausschuss hat diesen Plan der Stadt 
abgelehnt – mit Folgen für weiterführende Schulen. Von Inge Jacobs

Die Alb -und die Filderschule (Foto) bleiben getrennt. In Mühlhausen gibt es hingegen einen Schulzusammenschluss. Foto: Lg/Leif Piechowski

J
a, es ist wahr: Vom unteren
Sonnenberg haben Kinder
einen etwas längeren

Schulweg in die Filderschule als
in die Albschule. Und: ja, das ist
kein Katzensprung, und steil hi-
nauf nach Degerloch geht es zu-
dem – so oder so. Man mag sich
drüber streiten, ob die dort wohnenden
Kinder den Weg in 30 Minuten, wie Bürger-
meisterin Susanne Eisenmann gegoogelt
hat, bewältigen oder 45 Minuten brauchen.
Fest steht aber, der Schulweg entspricht
dem Reglement – so oder so. Denn er misst
weniger als zwei Kilometer. Und, ganz
nebenbei: ein bisschen Bewegung schadet
Kindern im Internet-Zeitalter nicht. 

Fakt ist aber auch, dass das Wilhelms-
Gymnasium und die Fritz-Leonhardt-Real-
schule als weiterführende Schulen aus al-
len Nähten platzen, während der Filder-
schule die Hauptschüler abhanden gekom-

men sind. Da liegt die Albschule
als Ausweichquartier für die bei-
den weiterführenden Schulen na-
he. Es wäre sinnvoll gewesen, an
der Filderschule, die einmal für
600 Kinder ausgelegt war, ein
Grundschulzentrum für 530 Kin-
der mit einem vielfältigen Ganz-

tagsangebot zu machen. Das Argument sei-
tens der Fraktionen, so viele Grundschul-
kinder verkrafte der Standort nicht, ist –
folgt man den Angaben der Verwaltung zu
Raumangebot und -vorgaben – nicht durch
Fakten belegt. 

Vielmehr scheint es, dass Eltern sich nur
effizient wehren müssen, und schon ist der
Gemeinderat bereit, diesen Wünschen ent-
gegenzukommen. Dies scheint an Standor-
ten in gehobenen Wohnlagen besonders
gut zu funktionieren. Man darf also ge-
spannt sein, wie lange es dauert, bis das
Gymnasium einen Neubau bekommt. 

Kniefall vor der Halbhöhe 
Grundschul-Fusion In Degerloch hat die Stimme der Eltern Gewicht. 

Doch dies allein sollte für den Gemeinderat nicht Richtschnur sein. Von Inge Jacobs 

Kommentar 

D
ass Oberbürgermeister Fritz Kuhn
(Grüne) an der Sitzung des Gleich-
stellungsbeirats des Gemeinderats

am Mittwoch im Rathaus teilnahm, war
nicht geplant. Doch nach dem die Wellen
über die Plakataktion, mit der Kuhn Freier 
von verantwortungslosem Sex abbringen
will, hoch schlagen, wurde die Aktion unter
„Aktuelles“ auf die Tagesordnung gesetzt, 

Entzündet hat sich die Debatte an einem
von drei Slogans, und zwar dem mit dem F-
Wort, das keiner der Stadträte und auch der
OB selbst in der Sitzung in den Mund nah-
men. Auf dem Plakat steht: „Die Würde des
Menschen ist auch beim Ficken unantast-
bar“. Bereits am Dienstag hatte sich die
SPD per Pressemitteilung von der Wort-
wahl distanziert. In der Sitzung wiederhol-
te Judith Vowinkel, frauenpolitische Spre-
cherin der SPD, ihre Kritik: „Das ist eine
Verrohung der Sprache.“ Außerdem warf
sie Kuhn vor, den Beirat nicht in die Ent-
scheidung über die Gestaltung der Kam-
pagne mit einbezogen zu haben.

Unterstützung bekam sie unter anderen
von Alexander Kotz und Beate Bulle-
Schmid, beide CDU. Kotz kritisierte die
Verquickung des wichtigsten Artikels im
Grundgesetz: „Die Würde des Menschen ist
unantastbar“ mit dem F-Wort. Bulle-
Schmid fürchtet, dass durch die Kampagne
Kinder negativ beeinflusst werden. 

Sozialbürgermeisterin Isabel Fezer
(FDP) verteidigte dagegen die Plakatak-
tion. „Nur wenn sie reinknallt, sich die Leu-
te empören und dazu gebracht werden,
über Armuts- und Zwangsprostitution zu
diskutieren, hat sie Wirkung“, ist sie über-
zeugt. Als einzige über die Lippen bekom-
men hat Sabine Constabel vom Café La
Strada, der Anlaufstelle für Prostituierte 
im Leonhardsviertel das F-Wort. Sie war als
Sachverständige bei der Sitzung dabei. Ihre
Erfahrung nach dem Anlaufen der Kam-
pagne: Die Prostituierten selbst seien
dankbar, dass das Wort, in dem ihr Leid 
steckt, ausgesprochen werde. 

Wie Fezer und Constabel sieht es auch
Grünen-Stadtrat Andreas Winter. Und 
Laura Halding-Hoppenheit (Linke) räumte
ein, hin- und hergerissen zu sein, beurteilt
die Kampagne aber letztendlich als „mu-
tig“. OB Kuhn appellierte in seinem
Schlusswort an den Beirat, die Plakate
nicht abhängen zu lassen. „Sie wissen, wer 
dann die Sektkorken knallen lassen wür-
de“, sagte er – und meinte damit wohl die
Bordellbetreiber. 

Plakataktion Im Rathaus gehen 
die Ansichten auseinander. 
Von Eva Funke

Debatte über

Freierkampagne 
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